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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Nationale Identitat

Ende Januar 2017 reichte der Kanton Genf eine Standesinitiative ein, mit der die
Rehabilitierung von sieben wegen der Beteiligung an der Demonstration vom 9.
November 1932 verurteilter Personen gefordert wurde. An diesem Datum hatte - unter
der Federfiuhrung Georges Oltramares - eine Versammlung der rechtsextremen Partei
Union nationale stattgefunden, worauf die Genfer Sozialisten gleichentags eine
Gegendemonstration veranstaltet hatten. Vor dem Hintergrund des aufkeimenden
Totalitarismus in Europa, der Wirtschaftskrise und der Arbeitslosigkeit hatte der
Regierungsrat des Kantons Genf heftige Zusammenstdsse zwischen dem linken und
dem rechten Lager beflrchtet und entsprechend die Armee aufgeboten, um die
offentliche Sicherheit gewahrleisten zu kénnen. Wahrend des Einsatzes hatte die
Armee auf Demonstranten geschossen, wobei 13 Menschen ums Leben gekommen und
65 verletzt worden waren. Im Sommer 1933 waren sieben Demonstranten von einem
Strafgericht des Bundes verurteilt worden.

Die Genfer Standesinitiative forderte, dass die Urteile des Strafgerichtes aufgehoben
und die sieben Demonstranten voll rehabilitiert werden. Ihre Verurteilung sei einzig
deshalb erfolgt, weil sie sich der Staatsgewalt widersetzt hatten. Im Ruckblick sei
eindeutig, dass der damalige geschichtliche Kontext ihre Verurteilung herbeigefuhrt
habe und nicht etwa eine direkte Verantwortung «flir das traurige Ereignis vom 9.
November 1932». Vielmehr héatten die verurteilten Demonstranten «gegen den in der
Schweiz oder zumindest in Genf aufkommenden Faschismus gekampft». Eine
Rehabilitierung der sieben Demonstranten kdme einer Anerkennung ihres Kampfes «fur
die gerechte Sache» gleich oder zumindest sei es ein offizielles Eingestandnis, dass
nicht sie alleine fur die Toten und Verletzten verantwortlich seien, so der Inhalt der
Standesinitiative.

Die RK-SR kam im April 2018 mit 5 zu 3 Stimmen zu einem anderen Schluss: Das Urteil
von 1933 sei «nach Regeln des Rechtsstaats korrekt zustande gekommen». Die Mehrheit
der Kommission beantragte dem Standerat deshalb das Gerichtsurteil nicht aufzuheben
und der Standesinitiative keine Folge zu geben. RK-SR-Mitglied Andrea Caroni (fdp, AR)
fuhrte die Haltung der Kommissionsmehrheit in der Standeratsdebatte im Juni 2018
aus. Er hétte ein gewisses Verstandnis gehabt, wenn der Kanton Genf den Bund
beauftragt hatte, den Armee-Einsatz - gemaéss Caroni «das Gravierendste an den
ganzen Genfer Unruhen» - aufzuarbeiten. Doch hier ginge es darum, sich im
Nachhinein Uber ein ganz konkretes Gerichtsurteil hinwegzusetzen. Die Konsultation
des Urteils habe ergeben, dass die Verurteilten Gewalt angewandt hatten, dass sie mit
Schlagstocken ausgerustet gewesen waren, dass sie Polizisten und Armeeangehdrigen
Waffen weggenommen, sie mit Steinen beworfen und verletzt hatten. Nach damaligem
Strafgesetz sei das strafbar gewesen und Caroni zeigte sich Uberzeugt, dass dieses
Urteil heute gleich gefallt wurde. Der Stédnderat schien dieser Argumentation
mehrheitlich zu folgen und entschied in der Abstimmung mit 24 zu 17 Stimmen (1
Enthaltung) der Standesinitiative keine Folge zu geben. '

Im April 2019 lancierte ein Komitee um Nationalratin Yvette Estermann (svp, LU) und
Nationalrat Lukas Reimann (svp, SG) eine Volksinitiative «Ja zur Abschaffung der
Zeitumstellung». Dem Komitee angehorig war ebenfalls der Bauer Armin Capaul,
welcher zuvor mit seiner Hornkuh-Initiative Bekanntheit erlangt hatte.

Die nun eingereichte Initiative verlangte, dass in der Schweiz ganzjahrig die
mitteleuropéische Zeit gelten und auf eine «Zeitumstellung von Winter- auf
Sommerzeit und umgekehrt» verzichtet werden soll. Bei einer Annahme der Initiative
wlrde somit per 1. Januar des Jahres nach der erfolgten Abstimmung dauerhaft die
Winterzeit beibehalten werden.

Als Begrundung fur ihr Anliegen flgte Estermann bei der Prasentation der Initiative an,
dass die Zeitumstellung beispielsweise flir das menschliche Hormonsystem eine
Belastung darstelle. Sie bevorzuge es deshalb, von der «Normalzeit» und nicht von der
mit Dunkelheit assoziierten Winterzeit zu sprechen, wie das St. Galler Tagblatt
berichtete. Der Bergbauer Capaul hob unterdessen hervor, dass sich Bauern an der
Winterzeit und nicht an der Sommerzeit orientieren wirden: Man kénne nicht friher
heuen, wenn noch «Schatten oder Tau auf der Wiese» liege, weshalb die Sommerzeit
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fur die Landwirtschaft in der Praxis nicht funktioniere.

Im Oktober berichtete die Sonntagszeitung, dass die Unterschriftensammlung laut dem
Initiativkomitee «hervorragend» laufe und schon «Tausende Unterschriften»
zusammengekommen seien. Die Sammelfrist fur die Initiative dauert bis zum 9. Oktober
2020, wird jedoch aufgrund des Corona-bedingten Fristenstillstands verlangert.

Bereits 2010 und 2016 hatte Estermann im Parlament Motionen zur Abschaffung der
Zeitumstellung eingereicht, doch waren diese damals mit der Begrindung abgelehnt
worden, die Schweiz durfe nicht zur Zeitinsel innerhalb Europas werden. Dieses
Argument kénnte bald an Gultigkeit verlieren, denn zu Beginn des Jahres sprach sich
eine Mehrheit im EU-Parlament flr eine Abschaffung der Zeitumstellung per 2021 aus -
allerdings mussen sich die EU-Staaten erst dartber einig werden, ob sich die Winter-
oder Sommerzeit durchsetzen soll. ?

Als Zweitrat behandelte der Nationalrat die Genfer Standesinitiative zur Rehabilitierung
von sieben wegen der Beteiligung an der Demonstration vom 9. November 1932
verurteilten Personen. Beflirworter wie Roger Nordmann (sp, VD) oder Lisa Mazzone
(gp, GE) argumentierten, die Initiative wolle «Frieden im Kanton» herstellen und
historische Fehler korrigieren, welche landesweite Folgen gehabt hatten. Denn wenn
das Ereignis auch flr die Mehrheit der Schweizer Bevilkerung bereits in die Ferne
gerlckt sei, so gebe es in Genf noch immer Zeitzeugen. Die von Bruno Walliser (svp, ZH)
vorgetragene Begriindung der RK-NR, die beantragte, der Initiative keine Folge zu
geben, weil die damals gesprochenen Urteile korrekt gewesen und geméss den Regeln
des Rechtsstaats geféllt worden seien, wurde von Andrea Gmir-Schénenberger (cvp,
LU), unterstltzt. Sie betonte zusétzlich, es handle sich nicht um eine «question de
sentiment», sondern um eine «question de droit.» Die Argumente der Gegnerschaft
scheinen letztlich Uberzeugender gewesen zu sein: Der Nationalrat tat es dem Stéanderat
gleich und entschied sich mit 113 zu 54 Stimmen bei 4 Enthaltungen, entsprechend der
Empfehlung seiner Kommission, der Initiative keine Folge zu geben. ®

Stimmung in der Bevélkerung

Trotz der boomenden Wirtschaft und dem Ruckgang der Arbeitslosenquote blieb die
Arbeitslosigkeit an der Spitze der politischen und gesellschaftlichen Probleme, welche
die Schweizerinnen und Schweizer beschéftigen. Sie wurde zwar etwas weniger haufig
genannt als im Vorjahr, aber immer noch von 66% der Befragten. Die von der GfS-Bern
jahrlich durchgeflihrte reprasentative Befragung ergab auch sonst kaum Veranderungen
gegenlber der letzten Erhebung: Nach der Arbeitslosigkeit folgten wiederum die
Bereiche ,Gesundheitswesen™ (565%) und .Altersvorsorge™ (51%). Relativ stark
zugenommen hat der Anteil der Personen, welche Schwierigkeiten im Zusammenhang
mit der Asylpolitik als eines der funf wichtigsten Probleme bezeichneten (39%
gegenlber 28% im Jahr 2005). *

Die von der GfS-Bern im Auftrag der Crédit Suisse jahrlich durchgeflhrte
reprasentative Befragung Uber die wichtigsten Sorgen der Bewohnerinnen und
Bewohner der Schweiz ergab die selben Spitzenreiter wie im Vorjahr. Trotz anhaltend
guter Wirtschaftslage und zunehmender Beschéaftigung figurierte die Arbeitslosigkeit
(57%; -9% gegentber dem Vorjahr) immer noch an der Spitze der Rangliste, gefolgt von
der Sorge um die Altersvorsorge (45%; -6%) resp. die Gesundheit (38%; -17%). Alle drei
Bereiche wurden allerdings markant weniger haufig genannt als im Jahr 2006. Massiv
zugelegt haben demgegenlber die nachstwichtigen Themen Auslanderproblematik
(35%; +8%) und die Angst, die persdnliche Sicherheit sei nicht mehr gewahrleistet
(30%; +17%). Dass die Umfrage im August durchgefiihrt wurde, also zu der Zeit als die
Inserat- und Plakatkampagne der SVP mit genau diesen beiden Themen Uberall prasent
war, mag an diesem Resultat nicht ganz unschuldig sein. Ahnliches gilt wohl auch fir die
grosser gewordene Angst vor der Zerstérung der Umwelt, welche 2006 nur von 7% der
Befragten als eines der funf wichtigsten Themen genannt wurde, im Wahljahr 2007 aber
von 25%. °
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Jamais la population suisse n'a été aussi généreuse qu'en 2020. C'est ce qui ressort
d'un sondage reéalisé par CH Media aupres de plusieurs organisations. Selon les
estimations, le volume de dons pourrait bien dépasser les deux milliards pour
I'ensemble de l'année 2020. Ce résultat constitue une bonne surprise, car les
organisations caritatives s'attendaient plutdt a vivre une année compliquée en raison
de la pandémie. En effet, la crise a fortement touché les entreprises et celles-ci n'ont
pas été en mesure de donner autant qu'habituellement. Cette diminution semble
cependant avoir été largement compensée par la générosité des privé.e.s. Une étude de
|'organisation de bienfaisance britannique Charity Aid Foundation place ainsi la Suisse
au treizieme rang des pays les plus généreux en ce qui concerne les ceuvres caritatives.

Selon la haute école spécialisée zurichoise (ZHAW), cette générosité s'explique par
plusieurs facteurs: premierement, les récessions n'ont jamais eu de grande influence
sur le volume des dons. Cela est notamment di au fait que le groupe de contributeurs
et contributrices le plus important est celui des personnes de plus de 60 ans, qui ne
sont en général pas touchées par la peur de perdre leur travail. De plus, la crise actuelle
a suscité une grande attention médiatique, atteignant des personnes habituellement
peu ou pas donatrices. Une autre explication réside dans le fait que la population suisse
ait été directement touchée par la crise. Psychologiquement, plus un événement est
proche de nous et plus nous nous sentons nous-méme concernés par celui-ci, plus
grand sera son impact émotionnel, ce qui augmente notre propension a faire des dons.
Cela se ressent notamment par la concentration des dons pour des ceuvres agissant a
I'intérieur des frontiéres nationales. La chaine du bonheur a ainsi récolté CHF 42
millions pour |'aide nationale en 2020, contre CHF 8 millions pour l'aide internationale.
Les dons se sont, par ailleurs, dirigés principalement vers les organisations actives dans
les domaines de la santé et du social, au détriment des organisations de défense de
I'environnement par exemple. ©

La pandémie de Covid-19, qui fait partie du quotidien de la population suisse depuis le
début de l'année 2020, n'est pas sans conséquence sur la santé mentale des
citoyennes et citoyens, et en particulier des jeunes. Une étude représentative de
I'université de Zurich et de la haute école de la santé La Source - menée aupres de
1627 jeunes adultes de 19 a 24 ans ainsi que 1'146 enfants et adolescent.e.s de 12 a 17
ans et leurs parents - a notamment mis en évidence qu'un tiers des adolescent.e.s et
des enfants ont connu des problémes psychiques durant la premiere vague. La
modification, le report ou I'annulation de plans ou d'événements importants ainsi que
le manque d'activités sociales sont les facteurs principaux du stress psychologique
«considérable» auquel ils ont été soumis. Pour les adultes, I'anxiété provenait avant
tout du manque de perspectives quant a la fin de la pandémie et des difficultés de
réorganisation familiale et professionnelle liées au semi-confinement. Durant cette
période, 54 pour cent des jeunes femmes et 38 pour cent des jeunes hommes ont
confié avoir connu des symptomes dépressifs légers a séveres. Ces résultats ne
different cependant pas considérablement d'une étude similaire menée deux ans
auparavant, releve la directrice de I'étude, qui note méme une diminution de la
consommation a risque d'alcool. Cette diminution est plus marquée chez les femmes
que chez les hommes.

Le sentiment de ras-le-bol d'une partie de la jeunesse face a la pandémie s'est fait
ressentir au début du mois d'avril 2021 a travers des épisodes violents a Saint-Gall et a
Sion, ou des affrontements entre des groupes de jeunes gens et la police ont eu lieu.
Ces débordements n'étonnaient pas la presse, qui saluait les efforts fournis par la
population depuis plus d'un an. L'Aargauer Zeitung titrait ainsi «Die Epidemie der
Midigkeit» - I'épidémie de la fatigue - un article soulignant que certaines personnes
étaient a bout de nerf. Aprés une premiere phase durant laquelle la population a pu
apprécier certains bienfaits du semi-confinement, le journal argovien relevait que le
besoin de retrouver la vie d'avant avait repris le dessus. En plus des événements de Sion
et Saint-Gall, cela s'est traduit par de nombreuses manifestations d'opposant.e.s aux
mesures de lutte contre la pandémie. Les villes d'Altdorf et de Liestal ont notamment
connu des rassemblements de plusieurs milliers de personnes. Parmi celles-ci se
trouvait un large éventail de revendications, allant des gens convaincus que le virus
n'existait pas a celles et ceux qui souhaitaient simplement un allegement des mesures.
Ces manifestations, se déroulant en grande majorité dans le déni des regles sanitaires,
placaient les forces de police face a un dilemme: intervenir pour faire respecter les
mesures risquait de provoquer des débordements. Dans la plupart des cas, la décision
fut prise de ne pas intervenir, ce qui fit couler beaucoup d'encre dans la presse quant a
la cohérence de l'action de I'Etat, qui ne semblait pas totalement en mesure de faire
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respecter les régles qu'il avait édictées. ’
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